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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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162	� Bekanntmachung der Deichschauen gemäß § 95 
Landeswassergesetz NRW (LWG)

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 29.08.2022 
Az.: 54.09.12-001/2022.0001	
Im Rahmen der Gewässeraufsicht schaut die Obere Wasser-
behörde der Bezirksregierung Münster als zuständige Auf-
sichtsbehörde die Deiche und Hochwasserschutzanlagen an 
den Gewässern 1. und 2. Ordnung. Den zur Unterhaltung 
Verpflichteten und den Eigentümern der Hochwasserschutz- 
anlage wird gemäß § 95 Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zur Teil-
nahme und zur Äußerung gegeben.

Folgende anstehende Termine wurden für die Unterhal-
tungspflichtigen festgelegt auf:

Gewässer  
(Kommune(n)) Datum Unterhaltungs- 

pflichtige/r
Emscher  
(Gelsenkirchen) 10.10.2022 Emschergenossenschaft

Emscher 
(Bottrop) 13.10.2022 Emschergenossenschaft

Lippe  
(Dorsten) 17.10.2022 Lippeverband

Im Auftrag 
gez. Tobias Heisterkamp 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 245

161	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 26.08.2022 
500-0950753/0020.V	 Domplatz 1-3, 48143 Münster 

dez53@brms.nrw.de
Die Firma apetito AG, Bonifatiusstraße 305, 48432 Rheine 
hat einen Antrag zur Förderung von Grundwasser auf dem 
Grundstück Bonifatiusstraße 305, 48432 Rheine (Gemar-
kung Rheine-Stadt, Flur 153, Flurstück 881) vorgelegt.
Gegenstand des Antrages ist die Entnahme von Grundwas-
ser in einer Gesamtmenge von jährlich bis zu 19.500 m³ zum 
Zweck der Grundwasserabsenkung während einer Baumaß-
nahme bis zum 22.11.2022.
Gemäß den Bestimmungen des Wasserhaushaltgesetzes 
(WHG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Erlaubnis 
nach diesen Vorschriften.
Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.
Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.
Maßgeblich für diese Feststellung ist, dass keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen des Schutzgutes Grund-
wasser zu besorgen sind.
Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar

Im Auftrag 
gez. Niehues

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 245

B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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§ 4 Finanzierung

Für die Übernahme der Dienstleistung erstattet der ZVM der 
Gemeinde Nottuln auf Basis des jeweils aktuellen KGSt-Be-
richtes „Kosten eines Arbeitsplatzes" die Aufwendungen 
mit einem Stundensatz von derzeit 60,44 €/Std.

	� Berechnungsgrundlage Stundensatz nach jeweils aktuel-
lem KGSt-Bericht „Kosten eines Arbeitsplatzes":

	 Sachkostenpauschale 	 z.Zt.	 9.700 €/ a

	� Personalkosten  
(EG 9c TVöD; Bereich 6) 	 z.Zt. 	72.000 €/ a

	� Gemeinkosten  
(z.Zt. 20% der Personalkosten) 	 z.Zt. 	14.400 €/ a

	 Gesamt 	 z.Zt. 	 96.100 €/a

	� Die Gesamtkosten werden durch die Normalarbeitszeit, 
bezogen auf eine 39 Std./ Woche, von z.Zt. 1.590 Std. 
geteilt.

Zu Beginn der Vereinbarung werden gemeinsam folgende 
Annahmen getroffen:

• �Für die erstmalige Übernahme der Aufgabe incl. Einrich-
tung, Abklärung von Abläufen, Kommunikationswege u.ä. 
wird ein Zeitaufwand von 16 Stunden zugrunde gelegt.

• �Für das laufende Buchungsgeschäft werden 8 Stunden pro 
Monat veranschlagt.

• �Für die erstmalige Erstellung des Jahresabschlusses so-
wie die erstmalige Erstellung der Haushaltsplanung und 
-satzung wird die Annahme getroffen, dass jeweils zwei 
39-Stunden-Arbeitswochen benötigt werden. Der tatsäch-
liche Aufwand wird anhand von Stundenaufzeichnungen 
nachgehalten. Entsprechend nachgewiesener Mehrauf-
wand wird dann ebenso mit dem o.a. Stundensatz in Rech-
nung gestellt.

Die Aufgaben der Finanzbuchhaltung gem. § 93 GO NW so-
wie die Jahresabschlussarbeiten gem. § 95 GO NW erfolgen 
ohne Umsatzsteuerausweis. Alle anderen Dienstleistungen 
werden mit dem jeweils gesetzlich gültigen Umsatzsteuer-
satz erhoben.

§ 5 Organisation

Der Austausch der notwendigen Daten erfolgt i.d.R. per 
E-Mail. Zu Beginn der Kooperation vereinbaren beide Par-
teien jeweils konkrete Ansprechpartner:innen und Vertreter: 
innen zu benennen.

§ 6 Laufzeit und Kündigung

Die Vereinbarung wird unbefristet geschlossen. Jede Ver-
tragspartei kann die Vereinbarung mit einer Frist von einem 
Jahr zum Jahresende, erstmals zum 31.12.2025, kündigen. 
Sie bedarf der Schriftform.

§ 7 Schriftform

Änderungen und Zusätze zu dieser Vereinbarung bedürfen 
der Schriftform und müssen den Anforderungen der recht-
lichen Vorschriften entsprechen. Mündliche Nebenabreden 
sind nicht getroffen worden.

§ 8 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam 
oder undurchführbar sein oder werden, so bleiben die übri-
gen Bestimmungen davon unberührt. Die Vertragsparteien 
werden in diesem Fall die entsprechende Regelung durch 
eine Vereinbarung ersetzen, die dem Zweck dieser Verein-
barung entspricht und von Beginn der Unwirksamkeit bzw. 
Undurchführbarkeit an gilt.

163	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen der Gemeinde Nottuln und dem 
Zweckverband Mobilität Münsterland (ZVM)

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Gemeinde Nottuln und dem Zweckverband Mo-
bilität Münsterland zur Durchführung der Aufgaben der 
Finanzbuchhaltung habe ich mit Verfügung vom heutigen 
Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Münster, den 25. August 2022	 Bezirksregierung Münster 
Az.: 31.1.25-178/2022.0001 

Im Auftrag 
gez. Dr. Söbbeke

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übernahme der 
Finanzbuchhaltung gem. § 94 Abs. 1 GO NW

(Fassung vom 17.05.2022)

Präambel

Die Gemeinde Nottuln übernimmt seit dem Jahr 2009 für 
eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts die 
Aufgaben der Finanzbuchhaltung gem. § 93 GO NW. Nach 
Beendigung der bisherigen interkommunalen Zusammenar-
beit zum 31.12.2022 wird eine Kooperation u.a. mit dem 
Zweckverband Mobilität Münsterland aufgenommen und 
diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung gem. § 23 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschafts-
arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen (GkG) geschlossen.

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung

Der Zweckverband Mobilität Münsterland als juristische 
Person des öffentlichen Rechts überträgt auf die Gemeinde 
Nottuln die Aufgaben der Finanzbuchhaltung für den Be-
reich Mobilität gem. § 2 dieser Vereinbarung.

Die Aufgabenübertragung im Rahmen einer Mandatierung 
erfolgt auf Basis des § 23 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit.

§ 2 Aufgaben

Auf die Gemeinde Nottuln werden die Aufgaben der Fi-
nanzbuchhaltung gem. § 94 GO NW in Verbindung mit der 
KomHVO, mit Ausnahme der Vollstreckung, übertragen. Zu 
diesen Aufgaben gehören gem. § 93 GO NW insbesondere

• �die Buchführung (Verbuchung der Geschäftsvorfälle nach 
Vorkontierung) für den Bereich Mobilität,

• �die Erstellung der Haushaltssatzung sowie des Haushalts-
planes gem. §§ 78, 79 GO NW ab dem Haushaltsjahr 2024 
anhand der durch den ZVM zur Verfügung gestellten Da-
ten und Unterlagen und

• �die Erstellung des haushaltsrechtlichen Jahresabschlus-
ses ab dem Haushaltsjahr 2022 in Abstimmung mit dem 
ZVM gem. § 95 GO NW (Beauftragung und Bezahlung 
des Wirtschaftsprüfers erfolgt über den ZVM).

§ 3 Verantwortlichkeiten des ZVM

Der ZVM stellt der Gemeinde Nottuln die Finanzsoftware 
Axians Infoma kostenfrei zur Verfügung und ist verantwort-
lich für die laufende Aktualisierung (Updates der Software). 
Zudem sind die notwendigen Daten und Belege rechtzeitig 
für die Erledigung der Aufgaben nach § 2 dieser Vereinba-
rung zu übergeben.
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§ 9 Inkrafttreten

Die Vereinbarung tritt zum 01.01.2023 in Kraft, frühestens 
aber am Tage nach der Bekanntmachung im Veröffentli-
chungsblatt der zuständigen Aufsichtsbehörde.

Nottuln, den ____________	 Münster, den ____________

_______________________	 _______________________

Dr. Dietmar Thönnes	 Carsten Rehers 
Bürgermeister	 Verbandsvorsteher

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 246-247
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